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Abschrift

Landgericht Göttingen
Geschäfts-Nr.:
1 S 9i15
3 C 274,13 Amtsgericht No.therm

Kläger und Berutungsbeklagte

Prozessbevollmächtigte zu 1. 2: Rechtsanw, Frauke Andresen.
Rudolf"OieseFSk. 7, 86899 Landsberg am Lech,
Geschällszeichen: 12lO2O7 -41.

hal die 1. Zivilkammer des Landgerichts GÖningen durch dle !interzeichnenden Rlchter

am i 5.01.2016 beschlossen:

Es wird darauf hingewiesen, dess das Geticht beabsichligt, die ern 24.lllätz

2015 geg€n das am 05. Mätz 2014 verkündete Urleil des Ambgsrichts

Northeim - A2.3 C 271113 (l) - eingElegte Berufung des Beklagten gem. §

522 Abs. 2 ZPO auf seine Koslen zurückzuweisen.

Oem Beklagten wird Gelegenheit gegeben, binnen 3 Wochen ab Zugang

dieses Beschlusses schriftsä12lich Stellung 2u nehmen.



Gründe:

t.

Nach vorläutiger Bewertung der Kammer aul de. G.!,ndlage des bisherige'l Sach- und

Streitslandes hat die Berufung otfensichtlich keine Aussicht aul Erlolg. Darüber hinaLls

hat dae Rechtssache keine grund§ätzliche Bedeutung, erne Entscheidung de§

Berulungsgerichls is1 nicht aus den in § 522 Abs. 2 Nt. 3 ZPO genannten Grunden

erforderlich und eine mündliche Verhandlung ist nichl gebolen.

?
Das angefochtene Urteil beruht weder auf Fl€chtsfehlern, .loch rechtlertigen die gemäß

§ 529 Abs. 1 ZPO arorunde zu legenden Talsachen eine andeie Enlscherdunq (§ 513

Abs. 1 ZPO)

Oas Be.ufungsgerichl hat gemaß § 529 Abs 1 Nr. 1 ZPO serner Verhandlung und

Enscheidung die vom Gericht des erslen Flechtszuges leslgeslellten Tatsachen

zugrunde zu legen. sowe( nicht konkrete Anhallspu.lkte Zwellel an der Richtigkeit und

Vollsländiqkeii der entsahoid!ngserheblichen Festslellur)gen be0ründen ünd deshaii)

eine neue Feststel'ung gebieten. Fur dre Bindung des Berulu.gsgerichts an Cre

Tatsachenfeslstellungeo des Ausgangsgerichts genügt es dabei zwar nicht, dass die

vorinstanzlichen Tatsachenfeslslel:ungen keine Verfahrensfehler aulweisen, denn de

Autqabe des Berulungsgerichts als zr4/eite (wenn auch ei.rgeschränkie)

Tatsacheninstanz besteht darin. erne .lehlerfreie und uberzeugende' und damrt

,.rachtrge". das heißt der rnateriellen Gerechligkerl entsprechende Eotscherdung des

Einzellalles zu gewinnen. Deshalb beschrankt sich ole in § 529 Abs. I Nr. r ZPO

vorgesehene grundsatzliche Bindung an dre erstrnstanzlichen Tatsacherlestsleilungen

aul solche Tatsächen welche die erste lnstanz bereits 'vollständig und überzeugend"

getroflen hal (BGH, lneil v. 09. l\rärz 2015 ' Az. Vlll ZB 266/03, Rn. 5 und 6 - iuris de).

Konkrele Anhaltspunkte, die darauf schließen lassen würden, dass das Amtsgericht

Göttingen die tür die E.tscheidung erheblichen FeststeilLrngen nicht vollständig, nrchl

nchtrg oder nichl übezeugend getroffen hat. sind dem Llnel: des Amtsgerichls aber

nicit zu entnehmen, sodass neue Feststellungen vom Bcrulungsoe.icht nacht z! treflen

sind
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Das Amtsgericht Nonheir. hat den Einspruch des Beklagten gegen den

Vollstreckungsbescheid des Amtsgerichls Uelzen von l2. Ma.z 2o13, Az.: 13'8327094-

0-5. zu Rechl a s unzuEssrg verworfen

Zutretfend hat das Amlsgericht No.theim ausgelührt, dass der Vollstreckungsbescheid

dem Beklagten mil Annahmeverweigerung durch die für die Gesellscl':afl der Bek,agten

talige Frau 

-, 
die aufgrund der Weisung des Beklagten handelte, gemäß § 179 S.

3 ZPO wirksarn zlgeslellt worden ist.

'1"

Nach § 179 Saiz 3 ZPO gill das zuzustellende Schrlftsiück mil unberechtigter

Annahmeverweigerung als zugestelll

Wie be.eits mit Besch:uss der Kammel vom 26. Septembet 2Oi4 - 1 S 52113 -
ausgeführt. vraren die Kläger nach § 178 Abs. 1 Nr. 2 ZPO berechtigt. dem Beklagten

den Vollstreckungsbescheid an die Anschrift der von ihm seinezeit a's Geschältsfüh.er

belriebenen Gesellschatl zustellen zu lassen, zumal er diese Anschrift selbst in der von

ihm unterzeichnele. selbstschuldne.ischen Bürgschaflserklärung vcm 22. Januar 2012

angegeben hatle (vgl. ZöIlerlstöber, ZPO.30. Aufl.2C14. §'178 in. 16.21).

Dre Annahme wurde unberechtigt verweigert. Die Annahme des zuzuslellenden

Schriftstr..lcks dar. ber einem Zuslellungsversuch zu allgemein !npasseßder Zeil. von

einer (vermei.llche.) Ersatzperson, wenn die Vorausselz!ngen der Ersalzzustellung

lehlen, ode. bei begründeten Zweifel übcr die ldentitäi des angetroffenen oder durch die

Ersalzperson ve retenen mit dem äuf dem verschossen Umschlag bezeichnelen

Empfänger verweigen werden (Zöllerslöber a.a.O.

Voraussetz.r.gen Tiegen unzweif elhatl nicht vor.

Auch gill d;e Zustellungsliktion des § 179 Satz 3 ZPO

Beklagte Kenntnis von dem Vollslreckungsbescheid erlangt

179 Rn. 4).

2.

Weite.hin wurde der vollstreckungsbescheid durch Einwurt in den Briefkasten gemäß §

179 Satz 1 ZPO ln dem Geschättsraum zurückgelassen.

§ 179 Rn. 2). Diese

unabhängig davon. ob der

hat (Zö:ler/Slöber. a.a O.. §
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Das Zurücklassen dienl dazu, dem Adressaien die lvlöglichkeit zu e.hallen, von dern

Schrittstück Kenntnis zu nehmen utd ein Versloß gegen drese Vorschrifl führt zur

Unwirksamkeit de. Zuslellung (Häublein, in: MÜnchner Kommentar zur ZPO,4. Aufl.

2013. Bd. 1. § 179 Ftn 5, 7). Das Zurücklassen der Sendlng kann durch Abiage rn den

näumlichkerten. aber auch dursh Durchschieben unter der Tür, Eilwurl in den

Briefkasten und Anhefiung und Ablage vor der Tür eriolgen, wenn ein zugriif Dritter in

der Regel nicht zu besorqen ist (Hälblein. a.a.O., Rn. 5).

Der Brierkaslen neben der Haustür war dem Geschättsraurn der Gesellschatt des

Beklagten zuzuordnen. Auch wetrn der Briefschlitz neb€r der HaustÜr zu dem dahinter

belindlichen Brleikaston nicht besch,iftet war, schließt dies eine Zuordnung nicht aus.

a)

Außer der Gesellschaft des Beklagten war hinter dieser Haustür keine weitere

luristrsche ode' ^alurIche Person ansässig

lm Talbestand des Urteils des Amlsgerichts Norlhein" heißt es:

,.Am Eingang zu den Geschäftsräumen des Beklagten bzv,/. Cer Gesellscllaft. fü.

die er tätig war, belindet sich ein einzelner Biefschlitz, der seineaeit ntcht

beschriftet war. Anclere Gessrlschafen oder Privatempfänger waran sainerTett

unter det Anschtift nichl ansäss/g."

Dieser Sachve.halt steht nach dem Tatbesland u.streitig rest. Auch wen. die Berufung

vorbringt. diese Feststellung tretfe nicht zu, isl das Berufungsgericht gern, § 529 ZPO

daran gebunden. Für die Frage, welche Tatsachen in erster lnstanz vorgetragen,

welche bestfltten wurden urd welche unbeskilten geblieben slrd, erbringt der

Tatbestand des eßlinslanzlichen Urteils gem. § 314 ZPO Beweis, der nur durch das

Sitzungsprololol,, sowert dieses lalsachenvortrag konkret wiedergibt, entk,alet werden

kann. Das silr auch fur unrichtig wiedergegebeneo -latsachenvonrag (MLisjelak. ZPO. 7

Auf|.2009, § 529 Bn.6). Die Unrichliqkeil des Tatilestandes kann nur mit l-lilte eines

beim Gericht Ces ersten Rechlszuges anzLrbringenden Antrages nach § 320 ZPO aüt

Berichtigung des Talbestandes gellend gemacht werde (OLG Karlsruhe NJW-RR

2003,7741. lsl dies nichl erfo,gt, muss das Berutungsgelchl wegen der Beweiskratt des

Tatbestandes von dem dorl y/iedergegebenen Talsachenvorlrag als rlchtrg ausgehen

(BGH NJW 2ra1. 44q. Daraus folgt iür § 529 Abs. 1 Nr 1 ZPO, dass eine Partei rm
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Bsruflrr§svertahren nicht mii Ertolg unter Hlnweis aul orstinslanzliche Schrillsätze

geltend mac|lgn lann, dass der Tatbesland des angelochlenen U.teils den Sachvonrag

,ichl .'chtig wiedergebe und dtsaalb Zweilel an asr aalsachenfeslslelirng des

Erslrichlers aegründe.

fin Tatbestandsberichlloungsantrag wurde nicht gestellt. Das Protokoll der mindliche.r

Vsrhardlung vom 19. Februar 2015 (vgl. Bl. 158 it. d.A.) enthält hinsicht'i.h d§r

genanalaa Festsleilungen keinen er§an?e.den Sgel',roarat. a.lsprechend §t das

3er!l!ngsgeiitit gem. § 529 ZPO an dlese gglrol1enen Feslsiellungen geb!nden

Dea Briefkasten war mang§ls anderweiligen ansässigen Personen obJ6kliv dem

GeschätlsraLrm der Gesellschaft, lü. dia de. Seklaqte äl§ e.§thiftstührer lätig war.

zuzrordnen, sodass der Einwurf des Vollstleclung§a?§therdes rm Sinne des § 179

Satz I zPO gilolgien !o.nle.

Seibst wonn. wie die Eerufung vorbrlngt, eine Absprache mil Zustellperso.en b€s:and,

da§s d.r 3rietka§1en nlcht gen!121 werde, dürtten der §ek:agte baw, de§sen

Gesellschafi nicht aaraul verttauea. Zum elnen aa1 das Aml§qerichl zltretlend

ausgelührt, dass.3!elmäßiq darril ge,echnet vverden mtlsse. dass dle Person des

Zusiellers qelegentlich wechsle und 5ie lolglich keine Keonlnis det Abrede habe. :!dem

n'russte s§llens der unlernehmerisch täl]llan Gesellschatt suih aiavon ausqegangen

werden. dass (polenllelie) Vertragspa(ner Schreibaa l,cii dirrch Po§tdi9n§llel§:e.

überse.den. sciaern auci ä§ae.halb der Geschäftsz€tchen rm Brlefhästen hi.lerlassen

$,ürden.

Hinsiehtlich der Arg!meniation der gerulLrng dahinqehend. der Zu§teller lrabe oewu§§t,

dass ein fi.vr'L]rf in den Brielkaslen nichl tlÖglich sei. da ei 3al5§i zunächst versucht

habe. den Vollsk§;,...gsbescheid im Buro abzugebtn. rs1 z! berück§iehligen. !3ss

Oereits nach § 178 Ata. I Nr. 2 ZPO.,.e Zustellung arnächst ln den Geschäfls.äumer,

in der Wohnung ode. Cemeinschall§einrlchlungen zu versucten und e.§l anschließend

elne Ersatzzr.rslellung durch 
=inlegen 

in den Brl€fkaslen nach § 18C ZPO vorgasehen

ist. zudem hat der Zusteller näch Annahmeverweigei.ng ge.äde die NrÖ§llclrleil a§s

Eillwurls in den grae,kasten 9ei1ählt.

Auch §"nn der B.iefkasien im li.enbereich eri(e.l5ai unver§chlossen §aa. konnte der

Vollslreck!ngsbesatreid dort elngeworten \4eiderl. es !',/alen neb€n asn iür di€
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Gesellschaft tätige! Personen allenlalls deron Kunden im lnneobereich des Halses zu

erwanen

Zwar stellt ein gemeinsamer 3rielschlilz in der Hauslür eines Mehrparteienhauses bei

einer Ersatzzustellung nach § 180 S. '1 ZPO eine .,ähnliche Vorrichtung" im Sinne des §

180 Satz 1 ZPO ,u, dat, wenn in dem Gebäude lediglich eine ge.:nge Anzahl von

Parteren ansässig ist, der Zustellungsadressat gewöhnlich seine Post durch diesen

Einwu.f eraält und eine eindeutige Zuordnung zum Adressaten möglich ist (BGH. Urterl

vom 16. Juni 201i. lll ZR 342109. Bn.20 juris.de). allerdings ist daber zu

berücksichtigen, dass der Adressat bei einer Ersazustellung deutlich schutzwilrdiger

ist als ber einem Zsrucklassen eines Schritlst0ckes nach Annahmeverweigerung. Die

ergeren Voraussetzungen der Ersatzzlslellung sind daher nicht auf ein Zurücklassen

im Srnne des § 179 Satz 1zPA zu übenragen. Hie.lur spricht auch. dass beim

Zurücklassen bspw. auch eine Ablage vor der Tür möglich und die Zustellung selbst

dann wlit<sam ist. wenn das Schriftsailck verloren geht (Hdublein, a.a.O.. Hn. 4i

Zöller,/Stöber. a.a.O., § 179 Fin- 4).

b)

Selbst wenn der Briefkasten nach den obigen Auslührungen nicht zum Geschäfisraum

der Gesellschatl des Beklaglen zuzuordnen wäre. wäre der gekla§le dann naah Tteu

und Glauben so zu behandeln.

Derlenige. der aulgrund beslehender uarai angewandler venragticher Beztenung mrt dem

Zugang rechlserheblrche Erklärung zu rechnen l'!at, muss geeignete Vorkehrungen

ireffen. damit hm derartige Erklärungen auch erreichen können (8GH, Uneil vom 26.

Novembe. 1997, Vtll Zn 22i97, Bn 16 - luris.de, m.w.N.). Gegen diese Pflcht hat der

Beklagte. der dre Anschrift der Gesellschaft aul der selbstschuldneraschen

Bü.gschatlserklärüng als seine ergene angegebe. hät, tretwldrig versleßen. indem er

dre l\,4rlarbe lcr n lJ angewresen hatle kerne Sendu.rEen. de L,n trfteit]ar a..hll
adressre( waren, anzunehmen und zudem auch kernen Bfiefkasten oder anderweiige

lvlöglichkeil des Emptangs eingenchlet hatt6. Unter dleseo Umständen !r,e§t der

SorgfaltsversloB des Beklagten gegen seine verlraglichen Verprlichtungen so schwer

dass er so zu behandeln ist, als wenn der Brieikaste. ordnungsgemäß für die

Gesellschaft des Beklagten e:rgerichtet gewesen wäre (vgl. BHG, a.a.ö.. Fn. :7). Auch

e€r von den Klägern nrohl zu verlangen. daSS Sie d,e tatsachltche Anschrift des
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Beklagten ermitleln, zumal e,ne A.rstellun0, wie bereits ausgefüh11. alch in den

Gescaärlsräumen dsi Gese{lschatt moglich wär.

L,,längel der Beurkündurg der Annahmeve.weiger!ng a.., d?i Z.rslellungslri(tnda 181.

24 d.A.) berilh,en die wirksamkeit der Zuslellung nacht. §o.de,n dienen led:gllch dem

Nachweis (Hä.rblel!. a.a.O.. Rn. 8).

.

Vor eirer abschließende.r 3eß1!ng der §ache durch die Kammer erhält der Beklagie

Geiegenhel. zu den vorstehenden Han\rreisen inr-reaaal§ Caf rben !3nannlen:risl
§1eilung zu nela.€ar.

- -


